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Der Verwaltungsgerichtshof hat durch die Vorsitzende Senatspräsidentin 

Dr. Hinterwirth, den Hofrat Mag. Eder und die Hofrätin Mag. Rossmeisel als 

Richter, unter Mitwirkung des Schriftführers Mag. Engel, in der Rechtssache 

der Revision des M L in W, vertreten durch Dr. Manfred Schiffner, 

Rechtsanwalt in 8054 Seiersberg-Pirka, Haushamer Straße 2/4. OG, gegen das 

Erkenntnis des Bundesverwaltungsgerichts vom 27. Oktober 2020, 

W195 2192685-2/10E, betreffend Angelegenheiten nach dem AsylG 2005 und 

dem FPG (belangte Behörde vor dem Verwaltungsgericht: Bundesamt für 

Fremdenwesen und Asyl), den Beschluss gefasst: 

Die Revision wird zurückgewiesen. 

Begründung: 

1 Der Revisionswerber, ein Staatsangehöriger von Bangladesch, stellte am 

28. Juli 2014 einen Antrag auf internationalen Schutz nach dem 

Asylgesetz 2005. 

2 Mit dem - im zweiten Rechtsgang ergangenen - Bescheid vom 29. Jänner 2020 

wies das Bundesamt für Fremdenwesen und Asyl diesen Antrag ab, erteilte 

dem Revisionswerber keinen Aufenthaltstitel aus berücksichtigungswürdigen 

Gründen, erließ gegen ihn eine Rückkehrentscheidung, stellte fest, dass seine 

Abschiebung nach Bangladesch zulässig sei, und legte die Frist für die 

freiwillige Ausreise mit 14 Tagen ab Rechtskraft der Rückkehrentscheidung 

fest. 

3 Die dagegen erhobene Beschwerde wies das Bundesverwaltungsgericht nach 

Durchführung einer Verhandlung mit dem Erkenntnis vom 27. Oktober 2020 

als unbegründet ab. Unter einem sprach das Verwaltungsgericht aus, dass die 

Erhebung einer Revision nach Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zulässig sei. 

4 Der Verfassungsgerichtshof lehnte mit Beschluss vom 23. Februar 2021, 

E 4221/2020-7, die Behandlung der gegen dieses Erkenntnis an ihn gerichteten 

Beschwerde ab und trat diese dem Verwaltungsgerichtshof zur Entscheidung 

ab. In der Folge wurde die gegenständliche Revision eingebracht. 
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5 Nach Art. 133 Abs. 4 B-VG ist gegen ein Erkenntnis des Verwaltungsgerichtes 

die Revision zulässig, wenn sie von der Lösung einer Rechtsfrage abhängt, der 

grundsätzliche Bedeutung zukommt, insbesondere weil das Erkenntnis von der 

Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes abweicht, eine solche 

Rechtsprechung fehlt oder die zu lösende Rechtsfrage in der bisherigen 

Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes nicht einheitlich beantwortet 

wird. 

6 Nach § 34 Abs. 1 VwGG sind Revisionen, die sich wegen Nichtvorliegen der 

Voraussetzungen des Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zur Behandlung eignen, ohne 

weiteres Verfahren in nichtöffentlicher Sitzung mit Beschluss zurückzuweisen. 

7 Nach § 34 Abs. 1a VwGG ist der Verwaltungsgerichtshof bei der Beurteilung 

der Zulässigkeit der Revision gemäß Art. 133 Abs. 4 B-VG an den Ausspruch 

des Verwaltungsgerichtes gemäß § 25a Abs. 1 VwGG nicht gebunden. Die 

Zulässigkeit einer außerordentlichen Revision gemäß Art. 133 Abs. 4 B-VG hat 

der Verwaltungsgerichtshof im Rahmen der dafür in der Revision 

vorgebrachten Gründe (§ 28 Abs. 3 VwGG) zu überprüfen. 

8 Der Revisionswerber wendet sich zur Begründung der Zulässigkeit der 

Revision gegen die Feststellungen sowie die Beweiswürdigung des 

Bundesverwaltungsgerichts und stützt sich in diesem Zusammenhang auch auf 

einen Begründungsmangel. 

9 Der Verwaltungsgerichtshof hat zur Begründungspflicht eines Erkenntnisses 

eines Verwaltungsgerichts gemäß § 29 VwGVG festgehalten, dass die 

Begründung jenen Anforderungen zu entsprechen hat, die in der 

Rechtsprechung zu den §§ 58 und 60 AVG entwickelt wurden. Dies erfordert 

in einem ersten Schritt die eindeutige, eine Rechtsverfolgung durch die Partei 

ermöglichende und einer nachprüfenden Kontrolle durch die Gerichtshöfe des 

öffentlichen Rechts zugängliche konkrete Feststellung des der Entscheidung 

zugrunde gelegten Sachverhaltes, in einem zweiten Schritt die Angabe jener 

Gründe, welche die Behörde im Falle des Vorliegens widerstreitender 

Beweisergebnisse in Ausübung der freien Beweiswürdigung dazu bewogen 

haben, gerade jenen Sachverhalt festzustellen, und in einem dritten Schritt die 
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Darstellung der rechtlichen Erwägungen, deren Ergebnisse zum Spruch des 

Bescheides geführt haben. Diesen Erfordernissen werden die 

Verwaltungsgerichte dann gerecht, wenn sich die ihre Entscheidung tragenden 

Überlegungen zum maßgeblichen Sachverhalt, zur Beweiswürdigung sowie zur 

rechtlichen Beurteilung aus der verwaltungsgerichtlichen Entscheidung selbst 

ergeben (vgl. etwa VwGH 23.6.2020, Ra 2020/20/0143, mwN). 

10 Sind die einen tragenden Teil der Begründung darstellenden Ausführungen für 

den Verwaltungsgerichtshof nicht nachvollziehbar und somit nicht überprüfbar, 

so liegt ein wesentlicher Verfahrensfehler vor, der zur Aufhebung der 

Entscheidung führt (vgl. nochmals VwGH Ra 2020/20/0143, mwN). 

11 Der Revisionswerber verweist in diesem Zusammenhang darauf, dass die 

Feststellungen des Bundesverwaltungsgerichts „über weite Strecken“ im 

Konjunktiv gehalten seien. Dies verbiete es, „in diesen Sätzen eine 

Sachverhaltsdarstellung“ zu erblicken. 

12 Dem Revisionswerber ist zuzugestehen, dass die Ausführungen des 

Bundesverwaltungsgerichts im Kapitel „II. 1. Feststellungen“ unter der 

Überschrift „I.1.2. Zum Fluchtvorbringen des BF“ sprachliche Schwächen und 

Unzulänglichkeiten aufweisen. Ungeachtet dessen ist den dort enthaltenen 

Ausführungen - auch unter Bedachtnahme auf den übrigen Inhalt der 

angefochtenen Entscheidung, insbesondere im Hinblick auf die 

beweiswürdigenden Erwägungen, in denen im Einzelnen dargelegt ist, welchen 

Angaben des Revisionswerbers die Glaubwürdigkeit abgesprochen 

wurde - hinreichend deutlich zu entnehmen, von welchen 

entscheidungsmaßgeblichen Sachverhaltsannahmen das 

Bundesverwaltungsgericht ausging. Ein solch krasser Begründungsmangel, 

demzufolge sich die angefochtene Entscheidung der Nachprüfbarkeit durch den 

Verwaltungsgerichtshof entzöge oder dem Revisionswerber die 

Rechtsverfolgung verunmöglichte, liegt fallbezogen nicht vor. 

13 Nach der ständigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ist dieser als 

Rechtsinstanz zur Überprüfung der Beweiswürdigung im Allgemeinen nicht 

berufen. Eine Rechtsfrage grundsätzlicher Bedeutung im Zusammenhang mit 
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der Beweiswürdigung liegt nur dann vor, wenn das Verwaltungsgericht die im 

Einzelfall vorgenommene Beweiswürdigung in einer die Rechtssicherheit 

beeinträchtigenden, unvertretbaren Weise vorgenommen hat (vgl. etwa 

VwGH 27.5.2021, Ra 2021/19/0163, mwN). 

14 Der Revisionswerber, der in erster Linie auf der Richtigkeit seines Vorbringens 

beharrt und den beweiswürdigenden Argumenten des 

Bundesverwaltungsgerichts nichts Substantiiertes entgegensetzt, zeigt nicht 

auf, dass dessen (nach Durchführung einer Verhandlung vorgenommene) 

Beweiswürdigung mit einem vom Verwaltungsgerichtshof aufzugreifenden 

Mangel behaftet wäre. 

15 In der Revision werden sohin keine Rechtsfragen aufgeworfen, denen im Sinn 

des Art. 133 Abs. 4 B-VG grundsätzliche Bedeutung zukäme. Die Revision 

war daher gemäß § 34 Abs. 1 VwGG ohne weiteres Verfahren zurückzuweisen. 

W i e n ,  am 21. Juni 2021 

 


